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Von niv.-Pro Dr. Audomar Scheuermann, München

Wie durch die Presse bekannt geworden 1st, hat das Bundessozialgericht
durch Urteil VO 1960 1n einem besonderen Fall ntschieden, daß
Tdensschwestern ann arbeitslosenversicherungspflichtig SiNd, wenn sie
durch 5 beı einem außerklösterlichen Arbeits-
herrn eın Beschäftigungsverhältnis begründet en Wır werden das Ur-
teıl emnaCchs 1ın unsereI Ordenskorrespondenz verölffentli  en
Dieses Urteil ıst VOIN S@ehr weittragender Bedeutung; denn e

zeig sich, daß nunmehr bereits VO den Ortskrankenkassen daran geQ:  ‚
genNn wird, für Ordensleute, die 1n einem außerklösterlichen Beschäft1gungs-
verhältniıs stehen, Arbeitslosenversicherung und übrigens auch Kranken-
versicherung beanspruchen,
Der Verband der Or4*s  rankenkassen Rheinland/Pfalz, Süd-
en un! Südwürttemberg/Hohenzollern hat mit einem Rundschreiben
(Nr VO. 1960 alle Mitgliedskassen f O gend Ver-

d D herausgegeben:
Versicherungsrechtliche Beurteilung der Ordensschwestern, die auif Grund
eines Abstellungsvertrages als Lehrkratte staatliche Schulen abge-
ordnet iınd (VdO Lahr 28/1960} eg.-Nr. (21)
Mait Rundschreiben NrT. 14/1959, f 68, en WIFr eine I] der
Entscheidung des ayer Landessozialgerichts VO. 11 1959 übersandt.
In dieser Entscheidung wurden Ordensschwesitern, die auf TIun e:nes
Einzeldienstvertrages 1m siaatllichen Schuldienst als Lehrkräite beschätf-
tigt werden, als versicherungsirei ım Sinne des 172 Nr. A RV  O be-
zeichnet, weil die Vergütung nicht ihnen persönlich, sondern ihrem
en zuill:e. Dieser Aulfiassung hat sich das Bundessozialgericht im
Revisionsverfahren nicht anges  oSsen. Es hat VIE.  JImehr am 1960
entschieden, daß derartige rdensschwestern der Versicherungspilicht
unterliegen.
In der Pressemitteilung des Bundessozialgericht_s Vom 1960 is!
dazu folgendes ausgeführt:

„In der üunften Sache hat der ena entschieden, daß die beigela-
denen Ordensschwestern der Arbeitslosenversicherungspilicht unilier-
liegen. Sie sınd auf Grund VO.  y Einzeldienstverträgen VO bayeri-
schen aa 1ım chuldienst beschäftigt un werden nach der TO.
esolde Die Vergütung wıird aul ihren unsch den en De-
Zza. der seinerseilts den western fireien Unterhalt gewährt. Der
ena is! der Auiffassung, daß hier die Befreiungsvoraussetzungen
des 172 Abs Nr. RV:  O iıcht gegeben sind, we1ıl die chwestern
mehr als ireijien Unterhalt bzw. mehr als eırn entsprechendes, dazu
ausreichendes Entgelt eziehen. enn für die rage, ob Versiche-
rungspilicht besteht oder nicht, omm auf den Inhalt des ZWI1-
schen Arbeitgeber un Arbeitnehmer abgeschlossenen Vertrages
unerheblich Ist e 7 ob die Schwestern auf run ihres ÖOrdensrechts P D
verplflichtet sind, das empiangene Entgelt den en abzuliefern.



Wir bıtten beachten, daß Mitglıeder geistlicher GGenossens  alten UuUSW.,
die sich aQus überwiegend religiösen OoOder sılllıchen Beweggründen mut
Krankenpflege, Unterricht Oder anderen gemeinnutzigen I atigkeiten he-
schaftigen, versicherungspilichtig Nur sind, Wenn S]ı;Ie

öOnlich nach der Ausbildung neben ire:iem Unterhalt arbezüge VOo
mehr als f D,— monaliı erhaltien ($ Nr AV  C R F.)

Auf Tund cdıeses Rundschreibens hat die S d I]
*  e ka 5 S S > i 1960 eın ortiges Schwesternhaus

folgendes Te1ben gerichtet:
( Sozialversicherungspflicht VO.  — Ordensschwestern

Das Bundessozialgericht hat 19  S INn einem Revis:onsverfahren
entschieden, daß rdensschwestern, die auf Tun eines Einzeldienst-
verirages VO.  I anderen Arbeitgebern Dbeschätftigt werden, auch dann
kranken- und arbeitslosenversicherungsp{flichtig sind, Wenn die Schwe-
siern selbst wohl NUur Ire:en Unterhalt erhaltien, aber der Arbeitgeber die
Vergütung das Multterhaus eistet.
Diese Entscheidung weıich VO.  3 der seitherigen Rechtsauffassung ab.
Seither WOdar INGO.  b der Meinung, daß NUr annn Sozialversicherungspfli  1
eintritt, wWwWenn die abgestellte rdensschwester die Vergütung für ihre
rbeit persönlich erhält
Wir machen auf die veranderte Rechtslage aufmerksam. melden
SIe UNnSs his spaätestens 117 1960, ob VO.  - Ihren chwestern auf
Tun eines Einzeldienstvertrages außerhalb res Hauses Dienst VeTr-
richtet wIrd. Zutreffendentalls bitten WIT, uns die Namen der abgestellten
Schwestern, den Arbeitgeber, die Art der Tätigkeit un die Vergütung,
die

a) dıe wesier selbst,
b) das Mutterhaus

geleistet wird, melden.

sSie NnunNmMeNhr erwarten, daß beil sämtlichen Ordensleuten, die iın
einem Einzeldienstvertrag stehen, dıe erwähnten Sozlalversicherungspiüilich-
ten geltend gemacht werden. AÄus diesen Gründen machen WIT auf olgendes
aufifmerksam:

Die Sozialversicherungspflicht wıird urglert für jene Ordensleute, die
„au{ TÜ elnes Einzeldienstvertrages VO  > anderen ÄT-
beitgebern beschäftigt werden“”. Im Urteil des Bundessozlalgerichtes VO

1960 el

Die Beschäftigung der chwestern als Lehrkralite ist eın Beschäftigungs-
verhältnis 1m Sınne der Sozialversicherung. Denn sS]e werden nıcht 1m
Rahmen ihres rdens, sondern auf run eines Arbeitsverhältnisses mıit
einem Dritten atig Sie sind diesem -gegenüber Arbeitsleistungen
verpflichtet un en ihn Anspruch auf entsprechende Vergütung.
Im egensatz den VO. Reichsversicherungsamt entschı:ıedenen
Fällen handelt sıch 1m vorliegenden Fal]l nich!? darum, daß ern
Krankenhaus Ooder dergleichen mit dem en einen Vertrag abgeschlos:-
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se.  > hat, durch den der en verpili  el WT, durch seiIne Schwestern
esiimmte ulgaben übernehmen un sei]lnerseıllts die chwestern 1m
Rahmen des rdens beschäftigte Jer läge kein Beschäftigungsverhält-
NIS Im Sınne der Sozialversicherung vor) Vielmehr siınd In dem anhän-
gigen Re  sstreit die Verträge mıl den chwestern se/bst abgeschlos-
sen Es handelt sich Einzeldienstverträge, wobei die erguütung nach
der TO festgelegt wurde.

Nach gegenwärtiger Rechtslage 1s0O werden die Ordensleute, welche iın
Einzeldienstverträgen stehen, nich  + anders als die weltlichen eschäftigten
behandelt.

Wie aQus der vorstehenden egründung des Bundessozialgerichts hervor-
geht, "besteht kein Beschäftigtenverhältnis 1 SINn der So-
zialversicherung, Wenn nicht Einzeldienstverträge, sondern eın SOGC. Mut-

E  E S Q  XD zwischen dem Mutterhaus un dem außerklöster-
en Dienstherrn abgeschlossen wWwird. Dies ist auch ordensrech  ich (von
Ausnahmefällen abgesehen) die gebotene egelung. Dennn ıne Trdens-
erson wird immer 1 Rahmen ihres klösterlichen erbands atıg, erfüllt
dessen apostolische, caritative oder sonstige gemeinnützige Tätigkeiten,
empfängt für sich VO' klösterlichen Verband icht Entgelt sondern
Versorgung ın gesunden un! kranken agen un stie weder ZUIM1 klöster-
iıchen Verband noch ZU! Dienstherrn ın einem Beschäftigtenverhältnis.
Kirchenrechtlich un arbeitsrechtlich iınd diese grundlegenden atsachen
ın den beiden Studien VO:  } —  e E  e SAC (  Öster
1n nichteigenen Anstalten) und Senatspräsident e

(Zum echt des Ordensvertrages) eingehen: dargestellt worden. Diesen
Tatsachen muß von den klösterlichen Verbänden Rechnung g'  T Wel-

den, zuerst des ordensrechtlichen Verhältnisses willen, dann ber auch
sozialversicherungs- un! steuerrechtlichen Gründen

Es ist bei den klösterlichen Frauenverbänden durchaus vereinzelt, daß
Mitglieder ın Einzeldienstverträgen beli einem außerklösterlichen i1enst-
herrn stehen Bei den männlichen erbänden ist dies er der Fall, VOLr

em bei den 1n der Pfarrseelsorge und atecnese tehenden rdensprie-
Stiern, bel denen allerdings Einzeldienstverträage ıIn der ege NUur este-
en, wWenn Ordenspriester VOo  3 einem außerkirchlichen Dienstherrn an
emeninde, Schulverband, Landkreı1s) angestellt werden, während bei1i der
Indienststellung durch bischöflich ehorden kein Dienstvertrag abgeschlos-

wird, sondern VO:  - seiten der oberhirtlichen Stellen der betreffende
Ordenspriester auf Vorschlag der Ordensobern Dienst geNOMMHMEN wird.

Die klösterlichen Verbände, VOTL em die Frauenverbände, mussen uI-

gehend in jenen Fällen, eın Ordensmitglied Einzeldienstvertrag
ste. prüfen, ob dazu überhaupt nla. ist. Auch ‚« ıne wesier
als Seelsorgshelferin VO: Mutterhaus einer Pfarreı ZU erfügung gestellt
wird, ist keinerlel einem Einzeldienstvertra
Auch hier ann das Mutterhaus mit der Pfarrgemeinde kontrahieren, die
Verpflichtung ZUTLI Gestellung einer wesier übernehmen und für die
westier den. Mutterhausbeitrag verlangen. Dieser Mutterhausbeitrag
kann etwa der Höhe festgesetz werden, welcher das Entgelt er
geleistet jm:rden ist.



Da au{f Tun des Urteils des Bundessozialgerichts VO' 1960 dieArbeitslosenversicherungspflicht nicht mehr ın brede geste werdenkann, wenn Einzeldienstvertrag besteht, ist raten,
eit amtliche derartige Einzeldienstverträge umge-

Z Nniweder ı1eben dann die bisherigen Dienst-herrn einen Vertrag mit dem Mutterhaus ab oder, Wenn sıe das Nnicht wol-len, ziehen die Mutterhäuser ihre Schwestern zurück; der Schwesternman-
gel legt oOhnedies nahe, die Kräfte konzentrieren un die Tätigkeiteinzelner Schwestern außerhalb der Gemeinschaft auf eın Minimum
reduzieren.

Unser Rat legt sich insbesondere auch deswegen nahe, weil mıiıt der Arbeitslosenversicherungspflicht —  E E e
U3 { 1 urglert wird. Für die Arbeitslosenversicherungsind 2 %, für die Krankenversicherung bDer O, bis 8l O des empfange-nen Bruttoenitgelts leisten, jeweils ZUr äalfte VO  z Arbeitgeber und AÄFT-beitnehmer. Die Krankenversicherungspflicht wIird deswegen urglert WEelI-den, weil Schwestern, die durch Einzeldienstvertrag Gehalt empfangen,eın höheres Entgelt empfangen als ZUTI Beschaffung der

mittelbaren Lebensbedürfnisse nOt1g ist. Daß dieses Entgelt dem Mutter-
haus zufallt, hat das Bundessozialgericht als unerheblich, weiıl auf e]ıner
eın innerkirchlichen Ordnung beruhend, bezeichnet Das Bundessozialge-richt hat erklärt, daß U“  U“ 172 NT RV'  C) hier nıcht mehr Zu(irı un: Kran-
kenversicherungsfreiheit nıcht mehr besteht; denn so Ordensleute iınd
dann wohl noch dQdus überwiegend religiösen oder sıttlıchen Beweggründenatıg, S ©  E als „Ireien Unterhalt oder einen GgeE-ringen Entgelt  Y der Ur ZUr Beschaffung der unmittelbaren Lebensbe-
dürfnisse Wohnung, Verpflegung, eidung Un! dergleichen ausreıcht.“
Um dieser Weiterungen willen unterstreichen WITr noch einmal uUuNnseren
Rat, alle bestehenden Einzeldienstverträge überprüfen un nach MöÖög-ichkeit solort ündigen.

Rechtsprechung
Räumung 1nes Wohnraumes für öffentliche Zwecke

des Landgerichts Augsburg, Zivilkammer, vVom 11. 1957
Aktenzeichen 235/57

333/56 Landsberg/Lech
Das Landgericht ugsburg Zivi  ammer erläßt durch Landgerichts-
Tat Dr. Sörgel als Vorsitzenden un! die Landgerichtsräte Schramme und
Lankes als Beisitzer
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